
 

 

 

 

 

 

    

 

 
 

 
 
 
Was man über den RECHTSSCHUTZ 
durch den VHBB wissen und beachten muss 

 
 

• Rechtsschutz durch den VHBB erhalten nur Mitglieder. Ausnahmen sind nicht möglich. 
 

• Die Mitgliedschaft muss bereits vor der Entstehung des Streitfalles bestanden haben. 
Einen Beitritt „zum Zweck eines Rechtsstreits“ gibt es nicht. 

 
• Der Streitfall muss im Zusammenhang mit der beruflichen Tätigkeit des Mitglieds stehen. 

Dazu zählt auch die Personalratstätigkeit. Andere Angelegenheiten, vor allem solche der 
privaten Sphäre, sind nicht rechtsschutzfähig.  

 
• In Straf- und Disziplinarsachen sind Vorsatztaten grundsätzlich nicht rechtsschutzfähig  

(s. aber nachstehende Punkte 7 und 8). 
 

• Die Rechtsverfolgung muss objektiv betrachtet hinreichend Aussicht auf Erfolg bieten. 
 

• Der Rechtsschutzantrag ist schriftlich beim VHBB zu stellen. Beizufügen ist eine Dar-
stellung des Sachverhalts und die für die Beurteilung des Rechtsschutzfalles 
erforderlichen Unterlagen (in Kopie), das Mitgliedmuss darauf achten, dass keine Fristen 
versäumt werden. Beachten Sie jeweils die Rechtsbehelfsbelehrung bei Bescheiden usw.!  

 
• Das Mitglied wird in der Regel kostenfrei von den beim Dienstleistungszentrum des 

Beamtenbundes beschäftigten Rechtsanwälten vertreten. 
 

• Sollte bei einem bereits eingeleiteten Disziplinarverfahren ein vorsätzlicher Dienst-
pflichtverstoß festgestellt werden, oder das Mitglied wegen einer vorsätzlich begangenen 
Straftat rechtskräftig verurteilt worden sein, kann von einer erteilten Rechtsschutzzusage 
zurückgetreten werden; entstandene Verfahrenskosten wären dann incl. einer Unkosten-
pauschale von Euro 400,- vom Mitglied zu tragen, die Pauschale gilt unabhängig von ggf. 
anfallenden Verfahrenskosten. Dasselbe gilt, wenn ein Disziplinarverfahren mit einer aus-
gesprochenen Missbilligung oder der Verhängung einer Disziplinarmaßnahme abge-
schlossen wird sowie für verfahrensbeendende Maßnahmen, wie z.B. Strafbefehl, Ein-
stellung oder Ordnungswidrigkeitenverfahren.  

 
• Für Rechtsanwälte, die das Mitglied ohne vorherige Rücksprache selbst beauftragt hat, 

wird nicht gezahlt. 
 

• Der Rechtsschutz ist für jede Instanz gesondert zu beantragen, es sei denn, das Rechts-
mittel wird allein vom unterlegenen Prozessgegner eingelegt. 

 
• Vorprozessuale Rechtsberatung (Beratung zur Vermeidung eines Prozesses) wird durch 

den VHBB oder das Dienstleistungszentrum ebenfalls kostenlos gewährt. Voraussetzung 
ist natürlich, dass die Angelegenheit mit der beruflichen Tätigkeit (oder als Personalrat) in 
Zusammenhang steht. 


